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jeweils in der jeweils geltenden Fassung. Aufgaben 
der Bezirksregierung nach Satz 1 sind insbeson­
dere die staatliche Anerkennung und Überwa­
chung der Ausbildungsstätten, die Durchführung 
der staatlichen Prüfungen, die Erteilung, der Wi­
derruf und die Rücknahme der Erlaubnis zur Füh­
rung der Berufsbezeichnung, die Durchführung 
der Sprachprüfung und die Ausstellung des Certi­
ficate of current professional status. Ihr wird auch 
die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach den in Satz 1 ge­
nannten Gesetzen übertragen. 

(3) Soweit in den in Absatz 2 genannten Gesetzen 
und Verordnungen nichts anderes bestimmt ist, be­
stimmt sich die örtliche Zuständigkeit nach § 3 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen. Davon abweichend be­
stimmt sich die örtliche Zuständigkeit in Fällen 
der Erteilung und des Widerrufs der Berufserlaub­
nis nach den in Absatz 2 genannten Gesetzen nach 
dem Ort, in dessen Zuständigkeitsbereich die Prü­
fung abgelegt wurde. Soweit die jeweilige Prüfung 
nicht im Geltungsbereich dieser Verordnung abge­
legt wurde, ist die Behörde zuständig, in deren Be­
zirk die geprüfte Person ihren gewöhnlichen Auf­
enthalt hat oder zuletzt hatte. Für die Ausstellung 
eines Certificate of current professional status ist 
die Behörde zuständig, die die Berufserlaubnis er­
teilt hat." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4 und wie 
folgt gefasst: 

,,(4) Die Bezirksregierung Düsseldorf - Landesprü­
fungsamt für Medizin, Psychotherapie und Phar­
mazie - ist die zuständige Behörde für die Aner­
kennung von Berufsabschlüssen, die in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union, in einem 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi­
schen Wirtschaftsraum oder in Drittstaaten erwor­
ben wurden, für die in § 5 Absatz 1 und für An­
träge ab dem 1. September 2016 für die in § 6 
Absatz 2 geregelten Berufe mit Ausnahme der Ent­
scheidung über die Führung der Berufsbezeich­
nung einschließlich der dafür erforderlichen 
Sprachprüfung. Aufgaben sind darüber hinaus die 
Nachprüfung der Berufsqualifikationen von 
Dienstleistenden gemäß Artikel 7 Absatz 4 der 
Richtlinie 2005/36/EG, auch für die Berufe, die der 
automatischen Anerkennung unterliegen, und die 
Ausstellung und der Widerruf des Europäischen 
Berufsausweises im Rahmen der Dienstleistungs­
erbringung sowie im Rahmen der Berufsanerken­
nung. Aufgabe der Bezirksregierung Düsseldorf -
Landesprüfungsamt für Medizin, Psychotherapie 
und Pharmazie - ist auch, die Inhaberin oder den 
Inhaber eines Europäischen Berufsausweises nach 
§ 4 Absatz 3 und § 4 Absatz 4 des Gesetzes über 
den Europäischen Berufsausweis zu informieren." 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

,,(5) Die Bezirksregierung Düsseldorf - Landesprü­
fungsamt für Medizin, Psychotherapie und Phar­
mazie - ist die zuständige Behörde für die Durch­
führung der nachstehenden Verordnungen: 

1. Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Hygie­
nekontrolleurinnen und -kontrolleure vom 14. 
April 2015 (Gv. NRW. S. 374), 

2. Ausbildungs- und Prüfungsordnung für sozial­
medizinische Assistentinnen und Assistenten 
vom 14. April 2015 (Gv. NRW. S. 388) und 

3. Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Desin­
fektorinnen und Desinfektoren vom 14. April 
2015 (GV. NRW. S. 401) 

jeweils in der jeweils geltenden Fassung. Für die 
staatliche Anerkennung der Ausbildungsstätten 
nach Nummer 3 sind die Bezirksregierungen zu­
ständig." 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 6. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag 
nach der Verkündung in Kraft. Artikel 1 Nummer 5 
Buchstabe b tritt am 1. September 2016 in Kraft. 

Düsseldorf, den 5. Juli 2016 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

- Gv. NRW. 2016 S. 548 
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13. Gesetz 
zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 

Vom 8. Juli 2016 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

13. Gesetz 
zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 

Artikel I 
Dreizehntes Gesetz zur Änderung des Abgeordneten-

gesetzes 

Das Abgeordnetengesetz des Landes Nordrhein-Westfa­
len (AbgG NRW) vom 5. April 2005 (Gv. NRW. S. 252), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Dezember 2014 
(GV. NRW. S. 930), wird wie folgt geändert: 

§ 11 wird wie folgt geändert: 

1. Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 einge­
fügt: 

,,(4) Im Falle einer Beitragserstattung nach § 10 Ab­
satz 3 Nr. 4 wird die erstattete Summe von Ptlichtbei­
trägen in voller Höhe auf die monatlichen Zahlungen 
der Altersentschädigung gemäß Absatz 1 und die Hin­
terbliebenenversorgung gemäß Absatz 2 nach Anwen­
dung des Absatzes 3 angerechnet und verschiebt die 
Auszahlung entsprechend. Leistungen nach § 13 blei­
ben davon unberührt." 

2. Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden die Absätze 5 
bis 8. 

Artikel 11 
Inkrafttreten 

Artikel I tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 8. Juli 2016 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

zugleich in eigener Ressortzuständigkeit 

(L.S.) Ralf Jäger 
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Für den Finanzminister 

Der Minister 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

und Chef der Staatskanzlei 

Franz-Josef L e r s c h - M e n s e 

- Gv. NRW. 2016 S. 550 
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Gesetz 
zur Förderung der elektronischen Verwaltung 

in Nordrhein-Westfalen 
Vom 8. Juli 2016 

Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat das folgende Ge­
setz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur Förderung der elektronischen Verwaltung 

in Nordrhein-Westfalen 

Artikell 
Gesetz zur Förderung der elektronischen Verwaltung in 

N ordrhein-Westfalen 
(E-Government-Gesetz Nordrhein-Westfalen - EGovG 

NRW) 

Inhaltsübersicht 

Abschnitt 1 - Grnndlagen 

§ 1 Ziel und Geltungsbereich 

§ 2 Barrierefreiheit 

Abschnitt 2 - Elektronisches Verwaltungshandeln 

§ 3 Elektronischer Zugang zur Verwaltung 

§ 4 Elektronische Kommunikation mit Bürgerinnen 
und Bürgern sowie Unternehmen 

§ 5 Elektronische Verwaltungsverfahren 

§ 6 Information zu Behörden in öffentlich zugänglichen 
Netzen 

§ 7 Elektronische Bezahlmöglichkeiten 

§ 8 Nachweise 

§ 9 Elektronische Aktenführung 

§ 10 Übertragen und Vernichten des Papieroriginals 

§ 11 Aufbewahrung und Archivierung 

§ 12 Optimierung von Verwaltungs abläufen und Infor­
mation zum Verfahrensstand 

§ 13 Akteneinsicht 

§ 14 Elektronische Behördenkommunikation und Da-
tenaustausch 

§ 15 Petitionsverfahren 

§ 16 Anforderungen an das Bereitstellen von Daten 

§ 17 Georeferenzierung von Registern 

§ 18 Elektronische Beteiligungen 

§ 19 Amtliche Mitteilungs- und Verkündungsblätter 

Abschnitt 3 - Informationstechnische Zusammenarbeit 

§ 20 Umsetzung von Standardisierungsbeschlüssen des 
IT-Planungsrates 

§ 21 IT-Kooperationsrat Nordrhein-Westfalen 

§ 22 Koordinierung der Informationstechnik in der Lan­
desverwaltung 

§ 23 Verordnungsermächtigung und Verwaltungsvor­
schriften 

§ 24 Landesbetrieb IT.NRW 

Abschnitt 4 - Schlussvorschriften 

§ 25 Überprüfung von Rechtsvorschriften 

§ 26 Inkrafttreten und Berichtspflicht 

Abschnitt 1 
Grundlagen 

§l 
Ziel und Geltungsbereich 

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, die Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, dass die elektronische Kommunikation mit 
und innerhalb der öffentlichen Verwaltung erleichtert 
wird und die Kommunikations- und Bearbeitungspro­
zesse in der öffentlichen Verwaltung weitgehend elektro­
nisch und medienbruchfrei durchgeführt werden können. 
Die elektronische Abwicklung von Verwaltungsdienst­
leistungen soll fiächendeckend für Nutzerinnen und 
Nutzer gewährleistet werden. Gemeinden und Gemein­
deverbände können die Vorgaben dieses Gesetzes, zu 
deren Erfüllung sie nicht gesetzlich verpflichtet sind, in 
eigener Verantwortung umsetzen. 

(2) Dieses Gesetz gilt für die öffentlich-rechtliche Ver­
waltungstätigkeit der Behörden des Landes, der Gemein­
den, und Gemeindeverbände und der sonstigen der Auf­
sicht des Landes unterstehenden juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts. Behörde im Sinne dieses Geset­
zes ist jede Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwal­
tung wahrnimmt. 

(3) Das Gesetz gilt nicht für die Tätigkeit der Kirchen, 
der Religionsgesellschaften und Weltanschauungsge­
meinschaften sowie ihrer Verbände und Einrichtungen, 
die Tätigkeit des Westdeutschen Rundfunks, der Schulen, 
der Krankenhäuser, der Universitätsklinika, der NRW. 
BANK, der der Aufsicht des Landes unterstehenden öf­
fentlich-rechtlichen Versicherungsunternehmen und Ver­
sorgungswerke, der Sparkassen, der Sparkassen- und 
Giroverbände, der LBS Westdeutsche Landesbauspar­
kasse sowie der Sparkassenakademie Nordrhein-Westfa­
len, der Wasser- und Bodenverbände gemäß Wasserver­
bandsgesetz vom 12. Februar 1991 (BGBL I S. 405), das 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Mai 2002 (BGBL I 
S. 1578) geändert worden ist, der Zentren für schulprak­
tische Lehrerausbildung, von Schloss Augustusburg und 
Schloss Falkenlust in Brühl, der Akademie der Wissen­
schaften und Künste Nordrhein-Westfalen, der Zentral­
stelle der Länder für Gesundheitsschutz bei Arzneimit­
teln und Medizinprodukten, der Akademie für 
öffentliches Gesundheitswesen und der Staatlichen Zen­
tralstelle für Fernunterricht, der Geschäftsstelle der 
Bauministerkonferenz (ARGEBAU) sowie die Tätigkeit 
der Deutschen Rentenversicherungen Rheinland und 
Westfalen und der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen. 
Das Gesetz gilt nicht für den Landesrechnungshof des 
Landes Nordrhein-Westfalen, für die oder den Landes­
beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Nordrhein-Westfalen sowie für die Tätigkeit von Stiftun­
gen, Beliehenen und Notarinnen und Notaren. 

(4) Dieses Gesetz gilt ferner nicht für 

1. Verwaltungsverfahren, in denen Landesfinanzbehör­
den Rechtsvorschriften der Abgabenordnung anwen­
den, 

2. die Strafverfolgung, die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten, die Rechtshilfe für das Aus­
land in Straf- und Zivilsachen, die Steuerfahndung 
(§ 208 der Abgabenordnung in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBL I S. 3866; 
2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 28. Juli 2015 (BGBL I S. 1400) geändert worden 
ist), und Maßnahmen des Richterdienstrechts und 

3. die Verwaltungstätigkeit nach dem Zweiten Buch So­
zialgesetzbuch - Grundsicherung für Arbeitsuchende 
- in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 
2011 (BGBL I S. 850, 2094), das zuletzt durch Artikel 
5 des Gesetzes vom 24. Juni 2015 (BGBL I S. 974) ge­
ändert worden ist. 

(5) Für die Tätigkeit der Gerichtsverwaltungen und der 
Behörden der Justizverwaltung einschließlich der ihrer 
Aufsicht unterliegenden Körperschaften des öffentlichen 
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